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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Kerstin Andreae, Cem Özdemir, 
Dr. Thomas Gambke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 18/12369 - 


Für eine neue Gründungskultur in Deutschland 


A. Problem 

Umfassende und zielgerichtete Unterstützung von Gründungswilligen in 
Deutschland. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 18/12369 abzulehnen. 

Berlin, den 28. Juni 2017 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

Dr. Heinz Riesenhuber 

Berichterstatter 


Dr. Peter Ramsauer 

Vorsitzender 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 18/13005 


Bericht des Abgeordneten Dr. Heinz Riesenhuber 


I. Überweisung 

Der Antrag auf Drucksache 18/12369 wurde in der 239. Sitzung des Deutschen Bundestages am 21. Juni 2017 
an den Ausschuss für Wirtschaft und Energie zur Federführung sowie an den Ausschuss für Recht und Verbrau- 
cherschutz, den Finanzausschuss, den Ausschuss für Arbeit und Soziales, den Ausschuss für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend sowie den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung 
überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Nach Auffassung der Antrag stellenden Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind Gründungen wesentliche 
Voraussetzung für nachhaltiges Wachstum und Wohlstand in Deutschland. Allerdings nehme die Zahl der Grün- 
derinnen und Gründer in Deutschland kontinuierlich ab. Der Bund solle in Kooperation mit den Tandem solche 
Gründungsinitiativen unterstützen und fördern. 

Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, die Finanzierung und Förderung von Gründungen in Deutschland 
zu verbessern, indem der Zugang zu Mikrokrediten verbessert wird, Zugang zu einem zinslosen Darlehen von bis 
zu 25.000 Euro ermöglicht wird und der rechtliche Rahmen für private Investoren in Form eines Venture-Capital- 
Gesetzes geschaffen wird. Außerdem sollen Gründerinnen und Gründer von bürokratischen Hürden befreit und 
ihre soziale Absicherung verbessert werden. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat den Antrag auf Drucksache 18/12369 in seiner 159. Sit- 
zung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, dessen Ab- 
lehnung. 

Der Finanzausschuss hat den Antrag auf Drucksache 18/12369 in seiner 121. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten 
und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, dessen Ablehnung. 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat den Antrag auf Drucksache 18/12369 in seiner 127. Sitzung am 
28. Juni 20 1 7 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, dessen Ablehnung. 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat den Antrag auf Drucksache 18/12369 in seiner 
97. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE, 
dessen Ablehnung. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat den Antrag auf Drucksache 
18/12369 in seiner 101. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE LINKE, dessen Ablehnung. 
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IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat den Antrag auf Drucksache 18/12369 in seiner 119. Sitzung am 
28. Juni 2017 abschließend beraten. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE., 
dem Deutschen Bundestag die Ablehnung des Antrags auf Drucksache 18/12369 zu empfehlen. 


Berlin, den 28. Juni 2017 


Dr. Heinz Riesenhuber 

Berichterstatter 


